
MFA: Ausbildungs­
inhalte außerhalb 
der Ausbildungs­
stätte

Absicherung und Haftung – Das 
sollten Sie wissen!

1. Grundsätzlich gilt:
Jeder ausbildende Arzt ist verpflich-
tet, der Auszubildenden die berufli-
che Handlungsfähigkeit zu vermit-
teln, die zum Erreichen des Ausbil-
dungszieles erforderlich ist. Kann 
diese in der Praxis nicht ausreichend 
vermittelt werden, muss er dafür 
Sorge tragen, dass die berufliche 
Handlungsfähigkeit außerbetrieblich 
innerhalb der Ausbildungszeit ver-
mittelt wird (§ 14 Abs. 1 Nr. 1 BBiG). 
Dies ist unabdingbare Voraussetzung 
für die Feststellung der Eignung der 
Ausbildungsstätte und der Eintra-
gung des Berufsausbildungsvertra-
ges in das Verzeichnis der Ausbil-
dungsverhältnisse bei der Sächsi-
schen Landesärztekammer.

2. Rechtliche Umsetzung/vertrag­
liche Pflichten:
Können nicht alle Ausbildungsin-
halte umfassend vom Ausbildungs-
betrieb vermittelt werden, sodass 
eine außerbetriebliche Praxis invol-
viert werden muss, wird eine Zusatz-
vereinbarung zum Berufsausbildungs
vertrag zwischen dem Ausbilder, der 
Auszubildenden und der außerbe-
trieblichen Praxis geschlossen, in der 
Dauer der „Abordnung“ sowie die 
außerbetrieblich zu vermittelnden 
Ausbildungsinhalte explizit definiert 
werden. Diese sogenannte „Auf-

tragsausbildung“ beruht auf einem 
Dienstvertrag im Sinne von  
§ 611 BGB. Die außerbetriebliche 
Praxis verpflichtet sich gegenüber 
dem Ausbildenden, die Auszubil-
dende für bestimmte Ausbildungsab-
schnitte zu übernehmen und je nach 
vertraglicher Vereinbarung bestimm
te vertragliche Pflichten aus dem 
Ausbildungsvertrag für den Ausbil-
denden zu erfüllen. Der Ausbilder 
behält in der Regel die Gesamtver-
antwortung für die Ausbildung, das 
heißt er bleibt Ausbildungsstätte im 
Sinne des Berufsbildungsgesetzes, 
und zahlt etwa die Ausbildungsver-
gütung bzw. bleibt die Auszubil-
dende über den Ausbilder gesetzlich 
unfallversichert.  

3. Haftung: 
Fügen Auszubildende in Ausübung 
Ihrer Tätigkeit einem Dritten einen 
Schaden zu, kommen verschiedene 
Konstellationen für die Haftung in 
Betracht. Der Inhaber der außerbe-
trieblichen Praxis würde unter Um
ständen gegenüber einem Patienten 
im Schadensfall aus dem Behand-
lungsvertrag haften, da die Auszubil-
denden als Erfüllungsgehilfen fun-
gieren und deren Verschulden dem 
Arzt zugerechnet wird. Denkbar ist 
auch eine eigene Pflichtverletzung 
aufgrund Organisationsverschuldens. 
Sofern keine andere vertragliche 
Regelung getroffen wird, haftet der 

„Stammausbilder“ während der 
außerbetrieblichen Ausbildung nur 
sofern ihm ein eigenes Verschulden 
zum Vorwurf gemacht werden kann, 
in Betracht kommt insoweit bei min-
derjährigen Auszubildenden eine 
Aufsichtspflichtverletzung. 
Auch die Auszubildenden selbst 
könnten – wie jeder sonstige Arbeit-
nehmer – für Vorsatz und Fahrlässig-
keit haften, wobei an ihre Sorgfalts-
pflichten in der Regel geringere 
Anforderungen zu stellen sind. Bei 
betrieblich veranlasster Tätigkeit 
richtet sich ihre Haftung entspre-
chend den Grundsätzen des soge-
nannten innerbetrieblichen Schadens
ausgleichs nach dem Grad des Ver-
schuldens. So haften die Auszubil-
denden bei leichter Fahrlässigkeit 

nicht, bei mittlerer Fahrlässigkeit 
anteilig und voll bei grober Fahrläs-
sigkeit und Vorsatz. (Sofern auf das 
Ausbildungsverhältnis der Tarifver-
trag öffentlicher Dienst Anwendung 
findet, gibt es eine weitere Haftungs-
erleichterung, nach der Auszubil-
dende nur bei Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit belangt werden kön-
nen.) Generell gilt, dass die Auszubil-
denden nur für Schäden einstehen 
müssen, die sie bei Anwendung des 
in der Ausbildung bereits Erlernten 
und unter Berücksichtigung der er
worbenen Erfahrung und der Ein-
sichtsfähigkeit in mögliche Gefahren 
vermeiden konnten. Da die Haf-
tungsbeschränkungen nicht gegen-
über Geschädigten, sondern immer 
nur im Innenverhältnis zum Arbeit-
geber/Ausbilder wirken, haben die 
Auszubildenden im Übrigen gegen 
den Ausbilder einen Freistellungsan-
spruch bzw. die Ausbilder einen 
Regressanspruch (sofern der Scha-
den gegenüber dem Geschädigten 
bereits vollständig beglichen ist). 
Den Ausbildenden trifft eine gegen-
über normalen Arbeitnehmern er
höhte Verpflichtung zur Einweisung 
und Beaufsichtigung. In diesem 
Zusammenhang sei auf die gemein-
same Empfehlung von Bundesärzte-
kammer und Kassenärztlicher Bun-
desvereinigung zur persönlichen 
Leistungserbringung (delegationsfä-
hige Leistungen) verwiesen. Dies 
betrifft auch den zeitweisen Ausbil-
der in der außerbetrieblichen Praxis.
Regelmäßig sind die Auszubildenden 
über die Berufshaftpflichtversiche-
rung des „Stammausbilders“ gegen 
Personen- und gegebenenfalls Sach-
schäden Dritter mit abgesichert, 
sicherheitshalber sollte jedoch immer 
eine Vorabklärung mit der Versiche-
rung auch im Hinblick auf die außer-
betriebliche Ausbildungszeit erfol-
gen. Letztendlich ist die Haftung ein 
sehr komplexes Thema und es 
kommt immer auf den Einzelfall und 
etwaig vertraglich vereinbarte Rege-
lungen an. 
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